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IG-Metall-Vorsitzender Peters: „Mehrheit links der Mitte“
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an. Deutschland, so lautet die Empfehlung,
solle diversifizieren, um nicht von einzel-
nen Anbietern etwa in Moskau abhängig
zu sein. Dazu gehört auch, den Bau von 
Pipelines zu unterstützen, die Alternati-
ven zu den klassischen Routen durch Russ-
land bieten – etwa das „Nabucco“-Projekt,
das aus dem Mittleren Osten über den Bal-
kan nach Europa führt. 

Minister Steinmeier räumt ein, dass er
„noch nicht über abgeschlossene Modelle“
verfügt. Wenig hält er von dem Vorschlag,
eine „Energie-Nato“ zu gründen. Das Mo-
dell des polnischen Ministerpräsidenten Ka-
zimierz Marcinkiewicz sieht den Bündnisfall
dann vor, wenn ein Lieferstaat wie Russ-
land die „politische Entscheidung“ trifft,
die Energieversorgung zu unterbrechen.

Die „Energie-Nato“ würde per „Garan-
tie-Klausel“ jedem Mitglied beistehen und
gemeinsame Energiereserven anlegen.

Steinmeier findet den ganzen Ansatz
falsch. Deutschland müsse alles tun, damit
„Energie als politische Waffe“ ihre „He-
belwirkung verliere“, formuliert der Sozial-
demokrat. Man müsse wohl oder übel das
Bündnis mit den Lieferanten suchen.

Als Modell dafür schwebt Steinmeier
eine Anleihe bei seinem Vorbild, dem
früheren FDP-Außenminister Hans-Diet-
rich Genscher, vor. Der betrieb in den
siebziger Jahren mit Hingabe den KSZE-
Prozess, der mit der „Konferenz über Si-
cherheit und Zusammenarbeit in Europa“
in Helsinki 1973 eröffnet wurde und die
Kontrahenten des Kalten Krieges an einen
Tisch führte. Steinmeier hofft, dass ein
KSZE-ähnlicher Prozess auch die Energie-
frage entspannen könnte.

Die damalige Entspannungspolitik trug
zum Ende des Kalten Krieges bei. Ver-
gleichbar hehre Ziele würden Steinmeier
und seine Planer für den Energiesektor
nicht formulieren.

Aber schließlich geht es nur um eine
Übergangslösung. Versorgungssicherheit,
heißt es in dem AA-Papier, sei nur so lan-
ge ein „Schlüsselthema“, bis der „Über-
gang zu erneuerbaren Energien vollzogen
ist“. Es kann sich also nur um Jahrzehnte
handeln. Ralf Beste
34

Russische Gas-Pipeline
„Energie als politische Waffe“
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Die Gaststätte „Alte Knacker“ in Kai-
serslautern ist bis auf den letzten
Platz besetzt. Es ist Mittwochabend,

und vor dem Tresen drängen sich Arbeiter
aus den nahe gelegenen Metall-Betrieben.
An den Tischen neben ihnen sitzen Ver.di-
Gewerkschafter der Stadtwerke und aus den
Krankenhäusern. Das Pils wird ständig nach-
geschenkt. Einige tragen Anstecker, auf de-
nen steht: „AEG muss bleiben“ oder: „Streik
2006“. Dann kommt der Star des Abends.

Gregor Gysi drängt sich durch die Men-
ge. Vorn am Mikrofon holt er zum politi-
schen Rundumschlag aus. „Wir brauchen
steigende Reallöhne. Ver.di hat mit dem
Streik völlig recht“, ruft der Fraktionsvor-
sitzende der Linkspartei in den Saal. Das
Publikum quietscht vor Vergnügen. „Es
kann nicht sein, dass mehr gearbeitet wer-
den soll bei gleicher Bezahlung. Es darf
nicht alles privatisiert werden.“ Die ersten
Gewerkschafter jubeln. „Der Neoliberalis-
mus muss gestoppt werden, wir brauchen
einen anderen Zeitgeist.“ Das Publikum
tobt vor Begeisterung. 

Gysi lacht zufrieden in die Runde und
winkt in den Saal. Besser hätte die Veran-
staltung für ihn nicht laufen können.
Schließlich ist der Abend in Kaiserslautern
eine von vielen kleinen Generalproben,
auf denen Gysi und sein politischer Partner
Oskar Lafontaine in diesen Tagen ein neu-
es Bündnis austesten.
d e r  s p i e g e l 9 / 2 0 0 6
Gemeinsam mit IG-Metall-Chef Jürgen
Peters und Ver.di-Boss Frank Bsirske wol-
len die Führer der Linkspartei die Große
Koalition unter Druck setzen und das poli-
tische Koordinatensystem in Deutschland
langfristig und dauerhaft nach links ver-
schieben. Die aktuellen Streiks von Ver.di
und die anstehende Tarifrunde bei der IG
Metall kommen dabei wie gerufen. Die auf-
geheizte Stimmung an der Gewerkschafts-
basis soll genutzt werden, um Anhänger
für die neue Allianz zu mobilisieren.

Wann immer Ver.di zu Streikversamm-
lungen vor Betriebshöfen oder Kranken-
haustoren aufruft, schwenken Abgesandte
der Linkspartei/WASG besonders eifrig ihre
Transparente. Lafontaine und Gysi lassen
keine Gelegenheit ungenutzt, vor Gewerk-
schaftern zu sprechen. Lafontaine besucht
die streikenden AEG-Arbeiter in Nürnberg
oder aufgebrachte Telekom-Angestellte in
Ingolstadt. Gysi trifft sich in Hessen mit
Ver.di-Funktionären, die gegen die Arbeits-
zeiten in Krankenhäusern protestieren. 

„Wir werden zusammen mit den Ge-
werkschaften versuchen, in Deutschland
Druck zu machen, um die Politik des So-
zialabbaus endgültig hinter uns zu lassen“,
verkündet Oskar Lafontaine. Und IG-Me-
tall-Boss Peters, Mitglied der SPD, freut
sich: „Die Linkspartei vertritt in vielen Fra-
gen Positionen, die mit denen der IG Me-
tall übereinstimmen.“
G E W E R K S C H A F T E N

Angriff auf die SPD
IG-Metall-Chef Jürgen Peters und Ver.di-Boss Frank Bsirske 

paktieren mit der Linkspartei. 
Ihr Ziel ist eine rot-rote Regierung spätestens im Jahr 2009.



Polit-Partner Bsirske, Gysi: Die Linie der Linken soll in den Gewerkschaftszentralen mitbestimmt werden
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Mit nahezu identischen Parolen versu-
chen Bsirske, Peters und die Stars der
Linkspartei Arbeiter und kleine Angestell-
te für sich zu gewinnen. Ihr Ziel ist klar.
Geht es nach ihnen, soll spätestens nach
der Bundestagswahl 2009 eine dezidiert
linke Regierung in Berlin die Macht über-
nehmen. „Eine rot-rot-grüne Koalition
kann durchaus ihre Chance bekommen“,
sagt Bsirske, der den Grünen angehört.
Konsterniert analysierte DGB-Chef und
SPD-Mitglied Michael Sommer kürzlich:
„Die wollen die Gewerkschaften zum Ka-
talysator machen für ein rot-rotes Bündnis
nach der nächsten Bundestagswahl.“

Es ist ein Geschäft auf Gegenseitigkeit.
Lafontaine und Gysi hoffen auf Unterstüt-
zung und Wähler aus dem Gewerkschafts-
lager. Bsirske und Peters dagegen nutzen
die Links-Truppe, um Druck auf die SPD
auszuüben. Die politische Linie der Linken
soll künftig in den beiden Gewerkschafts-
zentralen in Berlin und Frankfurt ent-
scheidend mitbestimmt werden.

Den Sozialdemokraten sind die Absetz-
bewegungen ihrer historischen Bünd-
nispartner nicht verborgen geblieben. Sie
müssen fürchten, dass die Allianz der bei-
den Großgewerkschaften mit der Linken
bei den anstehenden Landtagswahlen in
Rheinland-Pfalz, Baden-Württemberg und
Sachsen-Anhalt entscheidende Stimmen
kosten könnte.
Noch gibt sich die Parteiführung nach
außen gelassen. „Das ist eine Truppe mit
Chaos-Potential“, lästert SPD-Generalse-
kretär Hubertus Heil. Doch hinter ver-
schlossenen Türen sprechen die Spitzen-
genossen aus, was sie wirklich denken.
„Die sind eine echte Gefahr“, warnt etwa
der Mainzer SPD-Ministerpräsident Kurt
Beck die eigenen Truppen.

Besorgt wird im Willy-Brandt-Haus auf
die enge personelle Verflechtung zwischen
Linkspartei und Gewerkschaften hinge-
wiesen – viele Parlamentarier waren zuvor
hochrangige Funktionäre. So ist der Ab-
geordnete Hüseyin Aydin hauptberuflich
IG-Metall-Sekretär in Düsseldorf. Er un-
terstützt im Ausschuss für wirtschaftliche
Zusammenarbeit die „globalisierungskriti-
sche Bewegung“ und versucht, „die Macht
der transnationalen Konzerne zurückzu-
drängen“. 

Seine Parlamentskollegin Karin Binder,
früher DGB-Vorsitzende für die Region
Mittelbaden, setzt sich im Familien-
ausschuss für mehr „Geschlechterdemo-
kratie“ ein. IG-Metall-Sekretär Alexander 
Ulrich aus Kaiserslautern kämpft im Aus-
wärtigen Ausschuss gegen die „Militarisie-
rung der Außenpolitik“, die er in der
Großen Koalition entdeckt haben will.

Vor wenigen Tagen erst brachte die Bun-
destagsfraktion der Linkspartei einen An-
trag zum Mindestlohn im Parlament ein,
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der bis ins Detail zuvor mit den zustän-
digen Experten bei Ver.di abgestimmt 
war. „Die Verzahnung ist da“, freut sich
Ulrich Maurer, Parlamentarischer Ge-
schäftsführer der Linkspartei. Und Lafon-
taine schwärmt: „Wir haben ein wirklich
gutes Arbeitsverhältnis.“

Kontakte zwischen Gewerkschafts-
größen und Linkspartei-Funktionären
gehören inzwischen zum Tagesgeschäft.
Ver.di-Boss Bsirske durfte unlängst auf
dem Parteitag der Linkspartei in Dresden
ein „Grußwort“ sprechen. WASG-Mitbe-
gründer Klaus Ernst, im Zivilberuf selbst
Gewerkschaftsfunktionär, pflegt seinen
guten Draht zu Metall-Boss Peters. Und in
der Linkspartei wird darüber nachgedacht,
nach dem Vorbild der SPD einen eigenen
„Gewerkschaftsrat“ zu gründen, um sich
regelmäßig bei Kaffee und Kuchen mit den
DGB-Bossen beraten zu können. 

Gleichzeitig versuchen Bsirske und Pe-
ters, deren Gewerkschaften zusammen
etwa 70 Prozent der DGB-Mitglieder aus-
machen, den Gewerkschaftsdachverband
auf Linkskurs zu bringen. So setzten die
beiden mächtigen Bosse vor kurzem bei
der Besetzung des künftigen DGB-Bun-
desvorstands ohne Rücksicht ihre Linie
durch. Um die altgedienten Vorleute Heinz
Putzhammer (Wirtschaft) und Ursula En-
gelen-Kefer (Soziales) zu ersetzen, hatte
die vom DGB eingesetzte Findungskom-
35
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Ver.di-Streik (in Stuttgart): Anhänger für die 

Staatschef Castro
Zittern um den letzten Bündnispartner
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Deutschland
mission nach dem gewohnten Rechts-
Links-Proporz zunächst zwei Sozialdemo-
kraten präsentiert. 

Doch während die Kommission noch de-
battierte, hatten sich Bsirske und Peters in
aller Stille längst auf einen eigenen Perso-
nalvorschlag geeinigt. Nun rücken zwei
ausgewiesene Hardliner in die Gewerk-
schaftsspitze auf. Claus Matecki, SPD-Mit-
glied, gilt als enger Vertrauter von Peters,
der treu dessen Vorgaben einer „Mehrheit
links der Mitte“ (Peters) umsetzen wird.
Annelie Buntenbach, bislang Abteilungs-
leiterin Sozialpolitik bei der IG Bau, soll
die Verbindungen zur außerparlamentari-
schen Szene um Linkspartei und Attac
stärken. „Es ist ganz wichtig, die verschie-
denen Teile der Linken zusammenzubrin-
gen“, sagt sie.

Buntenbach ist im Berliner Polit-Betrieb
eine alte Bekannte. Bis 2002 saß sie für die
Grünen im Bundestag und nervte dort
ebenso ihre Parteifreunde wie die SPD mit
fundamentalistischen Positionen. Sie lehn-
te die Auslandseinsätze der Bundeswehr
im Kosovo und in Afghanistan ab, dachte
laut über eine Aufkündigung der Koalition
mit den Genossen nach und wandte sich
vehement gegen die „wirtschaftsliberalen“
Reformen der Regierung Schröder.

Doch das neue Linksbündnis ist längst
über die Hauptstadt hinausgewachsen. In
Baden-Württemberg etwa führt Ver.di-Lan-
desgeschäftsführer Bernd Riexinger gleich-
zeitig auch die WASG. Für beide Seiten
ist das eine fruchtbare Form der Personal-
union, denn als Ver.di-Mann koordiniert
Riexinger den Streik gegen die geplante
Arbeitszeitverkürzung, den er als Politiker
gleichzeitig lautstark unterstützt.

In der IG Metall sind es Männer wie Ro-
land Hamm, 50, die in der Gewerkschaft
wie in der Linkspartei aktiv sind. Hamm,
lange Jahre Bevollmächtigter der IG Metall
im schwäbischen Aalen, war früher über-
Normalerweise sehen Anzeigen
im „Neuen Deutschland“ so
aus: „Bald wird Täve 75! Wir

empfehlen unser Hörbuch ,Glück-
wunsch, Genosse Schur!‘“. Mitunter
werden auch Devotionalien angeboten:
„Uhren des XII. Parteitages der SED“
etwa – mit „Gravur SED-Symbol“.

Vor wenigen Tagen konnten sich die
Macher des einstigen „Zentralorgans“
jedoch über eine Annonce mit Gegen-
wartsbezug freuen: Da publizierte das
Blatt einen „offenen Brief“, den die
frühere SED-Volkskammerabgeordnete
Ellen Brombacher mitverfasst hat. 

Der 20-Zeiler, schwarz eingerahmt,
sei nichts anderes als ein „stalinisti-
scher Reflex“, empört sich ein führen-
der Mitarbeiter aus der Zentrale der
Linkspartei. Die „denunziatorische
Tonlage“, ärgert sich die linke Bundes-
tagsabgeordnete Petra Pau, sei „ein
Rückfall in vergangene Zeiten“. 

Tatsächlich wird in dem Papier öf-
fentlich die Abstrafung dreier an-
geblicher Abweichler gefordert: Weil
die linken Europaabgeordneten aus
Deutschland – André Brie, Gabi Zim-
mer und Helmuth Markov – einer Re-
solution des Europaparlaments zuge-
stimmt hatten, in der Kubas Umgang
mit den Menschenrechten beklagt wird,
fordern die Unterzeichner des Briefs
ein „deutliches Wort“ des Partei-
vorstands. Die Parlamentarier hätten
„nicht irgendeinen Fehler begangen“,
sie hätten das Vertrauen der Wähler
missbraucht, Fidel Castros Revolution
verraten. Gelobt wird dagegen die Eu-
ropaabgeordnete Sahra Wagenknecht,
die der Resolution ihre Stimme ver-
weigert hatte.

Mitten im chaotisch verlaufenden
Fusionsprozess zwischen Linkspartei
und WASG signalisiert die alte Partei-
garde, wie schlagkräftig sie noch ist.
Trotz aller Umbenennungen – die SED
lebt. Fast wie früher läuft die Kampa-
gne zur Verurteilung von Brie und Co.
Dem Aufruf im Parteiorgan haben 
sich inzwischen ganze Basisverbände
angeschlossen. Der frühere SED-Ge-
neralsekretär Egon Krenz und der
Linkspartei-Ehrenvorsitzende Hans
Modrow sowie Hermann Kant, früher
Chef des linientreuen DDR-Schrift-
stellerverbandes, haben unterschrie-
ben. Sogar ein früherer Stasi-Oberst
macht mit bei der parteiinternen Dis-
sidenten-Jagd. 
Der Hass der Ewiggestrigen, die mit
Kuba um den letzten Bündnispartner
zittern, gilt vor allem Brie, dem Re-
formlinken, der wieder und wieder an
die Sünden der einstigen Einheitssozia-
listen erinnert. In Straßburg war der
frühere Parteivordenker ein wenig in
Vergessenheit geraten. Doch nun steht er
wieder mitten im alten Schlachtfeld,
„mitten in den alten Konflikten“, wie er
klagt. An all die Beschlüsse zum Thema
Demokratie, Stalinismus und Men-
schenrechte, die seine Partei schon ge-
fasst hat, erinnert er nun. „Gleichheit
ohne Freiheit ist Unterdrückung“, be-
harrt er. Menschenrechte seien überall
zu verteidigen – ob in den USA oder auf
Kuba, dessen Regierung Dissidenten die
Ausreise zu einer Preisverleihung durchs
Europaparlament verweigert hatte.

Die Wogen glätten muss nun der be-
reits als Integrations-Opa verspottete
Parteichef Lothar Bisky. Dessen ge-
plante Havanna-Reise hatten Kubas
Kommunisten verärgert platzen lassen. 

Bei der nächsten Vorstandssitzung
steht die Kuba-Krise ganz oben auf der
Tagesordnung. Sollten die alten Kader
– daheim wie in Kuba – danach be-
sänftigt sein, hofft die Parteispitze auf
einen baldigen Trip zur Zuckerinsel.
Die Delegation soll dann möglichst
klein sein. Ein allzu pluralistischer
Stimmenwirrwarr aus einer großen
Reisegruppe berge einfach zu viele 
Risiken. Stefan Berg
Die SED lebt
Eine Kuba-Krise erschüttert die Linkspartei. 
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zeugtes SPD-Mitglied. „30 Jahre habe ich
für die Partei in Wahlkämpfen geackert“,
sagt er, „ich habe Plakate geklebt und in
den Betrieben getrommelt.“ Damit ist nun
Schluss. Hamm kandidiert bei der baden-
württembergischen Landtagswahl für die
WASG. Die SPD hat er 2003 aus
Empörung über die „unsoziale Agenda
2010“ verlassen („Das ist nicht mehr mei-
ne Partei“). In den Betrieben, die Hamm
als Gewerkschaftsfunktionär betreut, den-
ken inzwischen viele alte SPD-Anhänger
so, glaubt er. „Die Leute hole ich jetzt für
die WASG ab“, sagt er voll freudiger Erre-
gung.

Auch in Rheinland-Pfalz verstärkt das
Linksbündnis seinen Einfluss. Eine der
wichtigsten Zellen ist dabei rund um den
alten Industriestandort Kaiserslautern ent-
standen. Dort ist der IG-Metall-Bevoll-
mächtigte Norbert Kepp gleichzeitig Land-
tagskandidat der WASG. Er hofft auf die
Strahlkraft von Lafontaine und Gysi. Die
beiden planen in Rheinland-Pfalz in den
letzten Tagen vor der Wahl am 26. März
Dutzende Auftritte.

Der rheinland-pfälzische Ministerpräsi-
dent Beck hat das Selbstbewusstsein der
linken Bündnispartner bereits zu spüren
bekommen. Weil die SPD es gewagt hatte,
vor Betrieben rund um Kaiserslautern
Flugblätter zu verteilen, bekam er umge-
hend einen Beschwerdebrief vom WASG-
Konkurrenten Kepp – auf dessen offiziel-
lem IG-Metall-Briefpapier.

Darin beklagte er sich, dass Becks Ge-
nossen in Flugblättern mit dem Erhalt von
Arbeitsplätzen bei der Nähmaschinen-Fir-
ma Pfaff geprahlt hätten. Dabei sei das „vor
allem ein Erfolg von Betriebsrat, Beleg-
schaft und IG Metall“, heißt es in dem
Brief des WASG-Manns an den Minister-
präsidenten. „Wir möchten Sie herzlich bit-
ten, dies zukünftig zu respektieren und
sich nicht in unzulässiger Weise mit Erfol-
gen anderer zu schmücken.“ Und: „Ich
darf Sie darauf hinweisen, dass nicht nur
Sie um ihre Wiederwahl kämpfen.“

Auch geschäftlich arbeiten DGB-Orga-
nisationen immer enger mit dem Umfeld
der Linkspartei zusammen. So erscheint
inzwischen eine wachsende Zahl von Ge-
werkschaftspublikationen im VSA-Verlag,
der zugleich das Linkspartei-Sprachrohr
„Sozialismus“ herausgibt. Die Dokumen-
tation einer IG-Metall-Konferenz hat das
Unternehmen genauso im Katalog wie ei-
nen Sammelband zur EU-Dienstleistungs-
richtlinie (Mitherausgeber: Ver.di-Chef
Bsirske) oder den ersten Band einer neuen
Schriftenreihe der gewerkschaftseigenen
Otto Brenner Stiftung („Nur noch Markt,
das ist zu wenig“), zu dem IG-Metall-Boss
Peters das Vorwort geschrieben hat.

Will eine Gewerkschaft ein Seminar
oder eine Diskussionsveranstaltung orga-
nisieren, bietet der Verein „Wissentrans-
fer“ seine Dienste an, in dem der Links-
fraktions-Bundestagsabgeordnete Herbert
Schui ebenso aktiv ist wie Edith Groß-
pietsch, Ausbilderin am IG-Metall-Bil-
dungszentrum Sprockhövel und Ehefrau
von Gewerkschaftsboss Peters. Ziel des Zu-
sammenschlusses ist es laut Eigendarstel-
lung, den Neoliberalismus als das erschei-
nen zu lassen, was er ist: „moralisch wi-
derwärtig“.

Den SPD-Genossen wird bei so viel Nähe
mulmig. Gewinnt die WASG in Rheinland-
Pfalz nur drei oder vier Prozent hinzu,
reicht es für die SPD womöglich nicht mehr
zur Regierungsbildung. Kippt mit Beck der
letzte sozialdemokratische Ministerpräsi-
dent eines westdeutschen Flächenlandes,
droht Tumult in der Bundes-SPD.

Und so entfalten die Sozialdemokraten
ungewöhnliche Aktivitäten, um das neue
Bündnis zu stören. Da erlebt etwa der
SPD-Linke Ottmar Schreiner ein unge-
ahntes Comeback. Der Mann, der wegen
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seiner scharfen Kritik an Gerhard Schrö-
ders Agenda 2010 wie ein Aussätziger be-
handelt wurde, darf nun wie selbstver-
ständlich dabei sein, wenn sich die Partei-
führung im SPD-Gewerkschaftsrat mit 
den Bossen des DGB trifft. Zudem ist 
der Saarländer und ehemalige Lafontaine-
Spezi Mitglied der Arbeitsgruppe, die 
sich um Konzepte für den Mindestlohn
kümmert.

In der SPD hofft man auch auf die Wi-
derstandskräfte innerhalb der Gewerk-
schaften. Denn Bsirskes und Peters’ Links-
kurs wird vor allem von den Chefs der 
kleineren Gewerkschaften mit Grausen ge-
sehen. Hubertus Schmoldt (Chemie), Franz-
Josef Möllenberg (Nahrung, Genuss) und
Norbert Hansen (Bahn) fürchten, die neue
Allianz könne die Gewerkschaften nicht in
die erhoffte Schlüsselstellung manövrieren,
sondern ins Abseits. Am Ende werde die
politische Mitte an die Union fallen.

Doch gegen die Übermacht von IG-Me-
tall und Ver.di kommen sie schwer an. Und
so feiern die Gemäßigten es schon als Er-
folg, wenn sie das Schlimmste verhindern
können. Bei der Besetzung des DGB-Vor-
stands schafften sie es immerhin, dass die
Linke Buntenbach nicht auch noch stell-
vertretende Vorsitzende wurde. Den Job
erhält nun die Christdemokratin Ingrid
Sehrbrock. Und sie wollen durchsetzen,
dass linke Ladenhüter wie die Einführung
einer Wertschöpfungsabgabe aus dem
DGB-Antrag für den bevorstehenden Ge-
werkschaftskongress herausfliegen.

Mehr als kleine Korrekturen sind das
nicht. Eine wirkliche Kursänderung könn-
te frühestens der vorgesehene Wechsel an
der Spitze der IG Metall bringen. Wenn
der bekennende Haudrauf Peters sein Amt
in knapp zwei Jahren, wie verabredet, an
seinen Vize Berthold Huber abgibt, bringt
das womöglich auch den DGB wieder auf
einen gemäßigteren Kurs.

Ein deutliches Zeichen dafür setzte die
Huber-Fraktion unmittelbar nach der Bun-
destagswahl. In einer Analyse des Ergeb-
nisses hatten Peters und seine Helfer im
Frankfurter Vorstandsapparat hervorgeho-
ben, dass es in Deutschland künftig eine
„rechnerische Mehrheit links von der Mit-
te“ gebe. Doch die gemäßigten IG-Metal-
ler sorgten dafür, dass die entsprechende
Passage in der Endfassung des Papiers
nicht mehr enthalten war. 

Bsirske und Peters ficht das nicht an. Sie
setzen auf das Bündnis mit der Linkspartei
– und wollen sich dabei von niemandem
aufhalten lassen. Es könne doch wohl nicht
sein, dass es in Rheinland-Pfalz Orte gebe,
an denen die Gewerkschafter identisch mit
den WASG-Funktionären seien, ging SPD-
Chef Matthias Platzeck beim jüngsten 
Treffen des Gewerkschaftsrates die beiden
Bosse an. Doch IG-Metall-Chef Peters rea-
gierte kühl: „Ja, sollen wir ihnen denn 
Parteiarbeit verbieten?“ Roland Nelles,

Michael Sauga
37
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